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5. Wahlperiode

Antwort

der Landesregierung

auf die Grolde Anfrage Nr. 7
der Fraktion der CDU
Landtagsdrucksache 5/2783

Situation der Rechtsanwalte im Land Brandenburg

Wortlaut der GroRen Anfrage Nr. 7 vom 11. Februar 2011:

In Deutschland ist die Zahl der zugelassenen Rechtsanwalte in den vergangenen
Jahren stetig gewachsen: Mehr als 150.000 Rechtsanwalte sind mittlerweile im
Bundesgebiet zugelassen. Die steigenden Zulassungszahlen haben zu einem
verstarkten Wettbewerb in der Anwaltschaft gefuhrt. Zusatzlich entsteht wachsende
Konkurrenz durch nichtanwaltliche Rechtsberatung. Daneben stellen veranderte
rechtliche Rahmenbedingungen, neue unternehmerische Fragestellungen und tech-
nologische Entwicklungen den Berufsstand vor neue Herausforderungen.

Daher fragen wir die Landesregierung:

I. Zulassungszahlen und Zusammensetzung

1.

Wie hat sich die Zahl der im Land Brandenburg zugelassenen Rechts-
anwaltinnen und Rechtsanwalte in den Jahren 1999 bis 2010 entwickelt?
(Bitte in absoluten Zahlen sowie im Verhaltnis Rechtsanwalt pro Einwohner
darstellen und nach Landgerichtsbezirken aufschlisseln.)

. Wie viele Rechtsanwalte gaben im gleichen Zeitraum ihre Zulassung zurtck?

(Bitte nach Jahren und Griinden aufschlisseln.)

Wie vielen Rechtsanwalten wurden im gleichen Zeitraum aus anderen Grin-
den als denen des § 14 Abs. 2 Nr. 4 Bundesrechtsanwaltsordnung (BRAO) die
Zulassung widerrufen? (Bitte nach Jahren aufschlisseln.)

Wie viele Rechtsanwalte sind im Land Brandenburg zugelassen, welche
nicht die Befahigung zum Richteramt nach dem DRIiG erworben haben
(§ 4 BRAO)?

. Wie viele Rechtsanwalte sind im Land Brandenburg mit einem Abschluss als

Diplom-Jurist zugelassen?

Wie viele Rechtsanwalte aus anderen Staaten (§ 206 BRAO) sind in Branden-
burg tatig?

. Wie hat sich im Zeitraum 1999 bis 2010 die Zahl der Fachanwalte entwickelt?

(Bitte nach den einzelnen Fachanwaltsbezeichnungen aufschlisseln.)
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8. Wie viele Anwalte unterhalten Zweigstellen?

9. Wie viele Anwalte sind als Einzelanwalte tatig, wie viele in Sozietaten und wie
grof} sind diese im Durchschnitt?

10. Wie viele Anwalte sind mit Angehoérigen anderer freier Berufe in einer Sozietat
verbunden?

11. Wie viele uberortliche Sozietaten bestehen im Land Brandenburg?

12. Wie viele zugelassenen Anwalte sind selbstandig tatig, wie viele sind Ange-
stellte von
a) anderen Rechtsanwalten,
b) Verbanden und gesellschaftlichen Organisationen sowie
c) Unternehmen?

13.Wie lauten die Zahlen zu den Fragen 6 bis 9, bezogen auf das Jahr 19997

14. Wie viele Rechtsanwaltskapitalgesellschaften sind im Land Brandenburg zu-
gelassen?

15.Wie hat sich die Altersstruktur der Rechtsanwaltschaft im Land Brandenburg
seit dem Jahr 1999 entwickelt?

Il. Wirtschaftliche Situation

16. Wie viele Juristen mit 1. Staatsexamen oder der Befahigung zum Richteramt
waren zum 30. Dezember 2010 im Land Brandenburg als arbeitsuchend
gemeldet?

17. Wie hoch ist der Anteil der Berufsanfanger unter den als arbeitsuchend gemel-
deten Anwalten?

18.Wie viele Juristen mit 1. Staatsexamen oder der Befahigung zum Richteramt
bezogen zum gleichen Zeitpunkt Arbeitslosengeld |?

19. Wie viele Juristen mit 1. Staatsexamen oder der Befahigung zum Richteramt
bezogen zum gleichen Zeitpunkt Arbeitslosengeld 11?

20. Hat die Landesregierung Kenntnis Uber die wirtschaftliche Situation der An-
waltschaft (Entwicklung des durchschnittlichen Kanzleiumsatzes, des Realein-
kommens und der Kosten) und, wenn ja, wie bewertet sie diese?

21. Wie viele sozialversicherungspflichtige Beschaftigte und Referendare waren
mit Stand vom 31. Dezember 2010 in Rechtsanwaltskanzleien im Land
Brandenburg tatig?

22.Wie viele Rechtsanwalte im Land Brandenburg haben in den vergangenen
zehn Jahren Insolvenz angemeldet?



23.1st eine Auswirkung der Finanzmarktkrise auf die Anzahl der angemeldeten
Insolvenzen der Rechtsanwalte festzustellen?

24. Wie steht die Landesregierung zu einer linearen Anpassung der Rechtsan-
waltsgebuhren nach dem Rechtsanwaltsvergutungsgesetz (RVG)?

25. Wie viele Anwalte im Land Brandenburg wurden seit 1999 bei ihrer Qualifi-
zierung zum Fachanwalt durch die Bundesagentur fir Arbeit gefordert?

26. Wie lange dauert im Durchschnitt die Erstattung von Anwaltskosten im Rah-
men der Prozesskostenhilfe bzw. der Beratungshilfe? (Bitte nach Gerichts-
zweigen und innerhalb der ordentlichen Gerichtsbarkeit nach Landgerichts-
bezirken aufgliedern.)

lll. Berufsausiibung

27.Wie beurteilt die Landesregierung die Auswirkungen des im Juli 2008 in Kraft
getretenen Rechtsdienstleistungsgesetzes auf die Rechtsanwaltschaft?

28. Sieht die Landesregierung Anderungsbedarf hinsichtlich gesetzlicher Vor-
schriften, welche eine Prozessvertretung durch Rechtsanwaltinnen und
Rechtsanwalte vorsehen bzw. bislang nicht vorsehen?

29.Wie beurteilt die Landesregierung die neuerdings zulassige Moglichkeit, eine
erfolgsabhangige Vergltung (sog. ,Erfolgshonorar®) zu vereinbaren?

30. Inwieweit wird nach Kenntnis der Landesregierung von der Madglichkeit Ge-
brauch gemacht, eine erfolgsabhangige Vergutung (sog. ,Erfolgshonorar®) zu
vereinbaren? — Wie ist die Akzeptanz bei Rechtsanwalten und bei recht-
suchenden Burgern?

31. Sieht die Landesregierung bezlglich der Mdglichkeit der erfolgsabhangigen
Vergutung (sog. ,Erfolgshonorar) noch Verbesserungsmaoglichkeiten und,
wenn ja, welche?

32.Was sind nach Einschatzung der Landesregierung aktuelle Probleme im
Zusammenhang mit Werbung durch Rechtsanwalte (§ 43b BRAO), und sieht
sie diesbezlglich gesetzgeberischen Handlungsbedarf?

33. Wie beurteilt die Landesregierung die Einrichtung der Schlichtungsstelle der
Rechtsanwaltschaft nach § 191f BRAO?

34. Halt die Landesregierung die Mindestversicherungssummen der Berufshaft-
pflichtversicherung gemaf § 51 BRAO fir ausreichend?

35.Halt die Landesregierung das geltende Disziplinarrecht flr Rechtsanwalte fur
ausreichend?

36.Wie viele anwaltsgerichtliche Verfahren gab es im Zeitraum 1999 bis 2010,
welche anwaltsgerichtlichen MalRnahmen wurden in diesen verhangt?



37.Wie viele strafrechtliche Ermittlungsverfahren gegen Rechtsanwalte gab es im
gleichen Zeitraum im Zusammenhang mit ihrer beruflichen Tatigkeit?

IV. Anwaltsversorgung

38. Wie viele Mitglieder hat das Anwaltsversorgungswerk im Land Brandenburg?
(Bitte aufschliusseln nach Jahren seit 1999.)

39.Wie war jeweils das Verhaltnis von Selbstandigen zu Angestellten?
40.Wie viele der im Land Brandenburg zugelassenen Rechtsanwalte sind nicht
Mitglied im Anwaltsversorgungswerk im Land Brandenburg und haben ihre

Mitgliedschaft in einem anderen Versorgungswerk aufrechterhalten?

41. In welchen Anwaltsversorgungswerken halten diese Rechtsanwalte ihre Mit-
gliedschaft aufrecht?

42.Wie hat sich die Hohe der Beitrage im Anwaltsversorgungswerk Brandenburg
in den vergangenen zehn Jahren entwickelt?

43.Wie hoch ist das Volumen der gegenwartig erworbenen Anwartschaften und
wie hoch ist das Volumen der gegenwartig ausgezahlten Leistungen?

44. Wie viele Versorgungsempfanger erhalten Leistungen aus dem Versorgungs-
werk, wie viele waren es 19997

45. Wie hoch sind die durchschnittlichen Leistungen an die Versorgungsempfan-
ger?

46. Wie stellen sich diese Leistungen im Vergleich zu den anderen Versorgungs-
werken der Rechtsanwalte dar?

47.Wie stellt sich die Vermogenslage des Anwaltsversorgungswerkes dar?

48. Hat die Finanzmarktkrise Auswirkungen auf das Versorgungswerk der Rechts-
anwaltskammer Brandenburg und, wenn ja, welche?

49. Sind die Satzungen des Versorgungswerkes und die Wahlordnungen recht-
maldig, wenn nein, aus welchen Grinden?

50. Wer hatte den Vorsitz bei den jeweiligen Vertreterversammlungen?

51.Seit wann sind der Landesregierung etwaige Rechtsverstolie bekannt?
52.Welche MalRnahmen hat die Rechtsaufsicht ergriffen?

53. Gab und gibt es Abstimmungen zwischen der Fach- und der Dienstaufsicht?
54. Wurde der Vorstand des Versorgungswerkes rechtmaflig gewahlt bzw. be-

stellt, wenn nein, welches Organ handelt zurzeit flir das Versorgungswerk und
welche Befugnisse und Aufgaben hat dieses?



V. Ausbildung und Berufsaussichten

55.

Wie beurteilt die Landesregierung die gegenwartigen Méglichkeiten der Uber-
nahme von Absolventen der zweiten juristischen Staatsprufung in den Staats-
dienst des Landes Brandenburg?

56.Wie viele Absolventen der zweiten juristischen Staatsprifung wurden seit dem

57.

Jahr 1999 in den Staatsdienst des Landes Brandenburg Ubernommen, die ihre
zweite juristische Staatsprifung

a) im Land Brandenburg und

b) in einem anderen Bundesland

abgelegt haben?

Wie verteilen sich im Land Brandenburg Juristen auf die verschiedenen Tatig-
keitsfelder Staat (Justiz und o6ffentliche Verwaltung), Rechtsberatung (Kanz-
leien und Verbande) und Wirtschaft und wie war im Vergleich dazu die Situa-
tion in den Jahren 1999 und 19897

58.Wie schatzt die Landesregierung die Zukunftsaussichten von Juristen auf dem

59.

60.

61.

62.

63.

64.

Rechtsberatungsmarkt im Land Brandenburg hinsichtlich ihrer Perspektiven,
Entwicklungs- sowie Aufstiegschancen ein?

Wie bewertet die Landesregierung das Wirtschaftsverstandnis von Juristen in
der Referendarausbildung, sieht sie diesbezuglich Verbesserungsmaoglichkei-
ten und, wenn ja, welche?

Welchen Veranderungsbedarf sieht die Landesregierung bei der Juristenaus-
bildung?

Wie hoch ist der prozentuale Anteil der erfolgreichen Absolventen des 1. und
2. Staatsexamens in Hinblick auf die gesamte Anzahl der Prifungsteilnehmer
in Brandenburg? (Bitte auflisten nach Jahren von 1999 bis 2010.)

Wie bewertet die Landesregierung die Tatigkeit des Gemeinsamen Justizpru-
fungsamtes?

Wie viele Absolventen des 1. Staatsexamens haben ihre Referendarausbil-
dung in Brandenburg begonnen oder erfolgreich durchgefuhrt? (Bitte auflisten
nach Jahren von 1999 bis 2010.)

Wie hoch ist der prozentuale Anteil der erfolgreichen Absolventen des
2. Staatsexamens, die in Brandenburg in den Staatsdienst aufgenommen bzw.
als Rechtsanwalte zugelassen worden sind, im Hinblick auf die Gesamtanzahl
der erfolgreichen Prifungsteilnehmer des Gemeinsamen Justizprufungsam-
tes?



VI. Verschiedenes

65. Wurden von der Landesregierung seit 2009 Auftrage an Rechtsanwalte
vergeben? (Wenn ja, bitte auflisten nach Ministerien, Zeitpunkt, Art des Auf-
trages und Hohe des Honorars.)

66. Wie viele Juristen sind seit 1999 im Land Brandenburg aus dem Staatsdienst
ausgeschieden und wurden als Rechtsanwalte tatig? (Bitte auflisten nach
Jahren.)

67. Wie viele Rechtsanwalte wechselten seit 1999 in den Staatsdienst des Landes

Brandenburg? (Bitte auflisten nach Jahren.)

Namens der Landesregierung beantwortet der Minister der Justiz die GroRe Anfrage
wie folgt:

Vorbemerkung

Soweit zur Beantwortung der Fragen in den Abschnitten | bis Ill auf die Anlagen A1
bis A11 verwiesen wird, wurden die daraus ersichtlichen Daten und Informationen
durch die Rechtsanwaltskammer des Landes Brandenburg zur Verfugung gestellt.
Die aus Abschnitt IV ersichtlichen Daten hat das Versorgungswerk der Rechtsan-
walte in Brandenburg und die in Abschnitt V verwendeten Daten hat das Gemein-
same Juristische Prufungsamt der Lander Berlin und Brandenburg zur Verfigung
gestellt.

I. Zulassungszahlen und Zusammensetzung

Frage 1:

Wie hat sich die Zahl der im Land Brandenburg zugelassenen Rechtsanwaltinnen
und Rechtsanwalte in den Jahren 1999 bis 2010 entwickelt? (Bitte in absoluten
Zahlen sowie im Verhaltnis Rechtsanwalt pro Einwohner darstellen und nach Land-
gerichtsbezirken aufschlisseln.)

zu Frage 1:

Zur Beantwortung dieser Frage wird auf die als Anlage A1 beigefligten Statistiken
verwiesen.

Frage 2:

Wie viele Rechtsanwalte gaben im gleichen Zeitraum ihre Zulassung zuruck? (Bitte
nach Jahren und Grinden aufschllisseln.)

zu Frage 2:

Zur Beantwortung dieser Frage wird auf die als Anlage A2 beigefugte Statistik
verwiesen.



Frage 3:

Wie vielen Rechtsanwalten wurden im gleichen Zeitraum aus anderen Grunden als
denen des § 14 Abs. 2 Nr. 4 Bundesrechtsanwaltsordnung (BRAO) die Zulassung
widerrufen? (Bitte nach Jahren aufschlusseln.)

zu Frage 3:

Zur Beantwortung dieser Frage wird auf die als Anlage A3 beigefugte Statistik
verwiesen.

Frage 4:

Wie viele Rechtsanwalte sind im Land Brandenburg zugelassen, welche nicht die
Befahigung zum Richteramt nach dem DRIiG erworben haben (§ 4 BRAO)?

zu Frage 4:
Keine.
Frage 5:

Wie viele Rechtsanwalte sind im Land Brandenburg mit einem Abschluss als Diplom-
Jurist zugelassen?

zu Frage 5:
Es handelt sich um insgesamt 217 Rechtsanwalte.
Frage 6:

Wie viele Rechtsanwalte aus anderen Staaten (§ 206 BRAO) sind in Brandenburg
tatig?

zu Frage 6:
In Brandenburg ist eine kanadische Staatsburgerin als Rechtsanwaltin zugelassen.
Frage 7:

Wie hat sich im Zeitraum 1999 bis 2010 die Zahl der Fachanwalte entwickelt? (Bitte
nach den einzelnen Fachanwaltsbezeichnungen aufschlisseln.)

zu Frage 7:

Zur Beantwortung dieser Frage wird auf die als Anlage A4 beigefugte Statistik
verwiesen.



Frage 8:

Wie viele Anwalte unterhalten Zweigstellen?

zu Frage 8:

Insgesamt 227 Anwalte unterhalten Zweigstellen.
Frage 9:

Wie viele Anwalte sind als Einzelanwalte tatig, wie viele in Sozietaten und wie grof
sind diese im Durchschnitt?

zu Frage 9:

Zur Beantwortung dieser Frage wird auf das als Anlage A5 beigefligte Diagramm
Bezug genommen, mit dem die Zahl der Kanzleien im Verhaltnis zur Zahl der in den
einzelnen Kanzleien tatigen Rechtsanwalte fur das Jahr 2010 dargestellt wird.

Frage 10:

Wie viele Anwalte sind mit Angehdrigen anderer freier Berufe in einer Sozietat
verbunden?

zu Frage 10:

Die Beantwortung dieser Frage ist nicht moglich, da Angaben Uber die gesellschafts-
rechtliche Konstitution freiwillige Angaben sind und daher nicht in den bei der Rechts-
anwaltskammer gefuhrten Personalakten erfasst werden. Eine statistische Erhebung
dieser Informationen erfolgt nicht.

Frage 11:

Wie viele Uberortliche Sozietaten bestehen im Land Brandenburg?

zu Frage 11:

Aus denselben Grinden, wie in der Antwort zu Frage 10 dargestellt, sind Angaben
hierzu nicht moglich.

Frage 12:

Wie viele zugelassene Anwalte sind selbstandig tatig, wie viele sind Angestellte von
a) anderen Rechtsanwalten,

b) Verbanden und gesellschaftlichen Organisationen sowie

c) Unternehmen?

zu Frage 12:

Aus denselben Grinden, wie in der Antwort zu Frage 10 dargestellt, sind Angaben
hierzu nicht moglich.



Frage 13:
Wie lauten die Zahlen zu den Fragen 6 bis 9, bezogen auf das Jahr 19997
zu Frage 13:

Zur Beantwortung dieser Frage wird auf die Antworten zu den Fragen 6 bis 9 und die
in den Antworten genannten Anlagen Bezug genommen.

Frage 14:

Wie viele Rechtsanwaltskapitalgesellschaften sind im Land Brandenburg zugelas-
sen?

zu Frage 14:
Im Land Brandenburg sind sechs Rechtsanwaltskapitalgesellschaften zugelassen.
Frage 15:

Wie hat sich die Altersstruktur der Rechtsanwaltschaft im Land Brandenburg seit
dem Jahr 1999 entwickelt?

zu Frage 15:

Zur Beantwortung dieser Frage wird auf die als Anlage A5a beigeflugte Tabelle
verwiesen.

Il. Wirtschaftliche Situation
Frage 16:

Wie viele Juristen mit 1. Staatsexamen oder der Befahigung zum Richteramt waren
zum 30. Dezember 2010 im Land Brandenburg als arbeitsuchend gemeldet?

zu Frage 16:

Nach Mitteilung der Bundesagentur fur Arbeit waren 218 Juristen mit dem 1. Staats-
examen oder der Befahigung zum Richteramt (2. Staatsexamen) im Monat Dezem-
ber 2010 im Land Brandenburg arbeitsuchend gemeldet. Unter diesen Personen gab
es 119 Arbeitnehmer, die das Merkmal ,arbeitslos® erfullten. 99 Personen waren
arbeitsuchend, ohne arbeitslos zu sein. (Daten von zugelassenen kommunalen
Tragern fanden bei der Auswertung keine Berticksichtigung.)

Frage 17:

Wie hoch ist der Anteil der Berufsanfanger unter den als arbeitsuchend gemeldeten
Anwalten?
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zu Frage 17:
Der Bundesagentur fur Arbeit liegen keine gesonderten statistischen Daten vor.
Frage 18:

Wie viele Juristen mit 1. Staatsexamen oder der Befahigung zum Richteramt bezo-
gen zum gleichen Zeitpunkt Arbeitslosengeld |?

zu Frage 18:

Auch hierzu stehen der Bundesagentur flr Arbeit keine statistischen Daten zur
Verfugung.

Frage 19:

Wie viele Juristen mit 1. Staatsexamen oder der Befahigung zum Richteramt bezo-
gen zum gleichen Zeitpunkt Arbeitslosengeld 11?

zu Frage 19:

Valide Daten stehen der Bundesagentur fur Arbeit zu dieser Frage nicht zur Verfi-
gung.

Frage 20:

Hat die Landesregierung Kenntnis Uber die wirtschaftliche Situation der Anwaltschaft
(Entwicklung des durchschnittlichen Kanzleiumsatzes, des Realeinkommens und der
Kosten) und, wenn ja, wie bewertet sie diese?

zu Frage 20:

Zur wirtschaftlichen Situation der Anwaltschaft im Land Brandenburg (Entwicklung
des durchschnittlichen Kanzleiumsatzes, des Realeinkommens und der Kosten) lie-
gen der Rechtsanwaltskammer des Landes Brandenburg keine eigenen, insbeson-
dere keine statistisch gesicherten Kenntnisse vor.

Zur Beantwortung der Frage wurde daher auf Erkenntnisse Uberregional operie-
render Forschungsinstitute, insbesondere dem Institut fur Freie Berufe der
Universitat Erlangen-Nurnberg sowie dem Soldan-Institut, zurlckgegriffen. Die
Forschungser-gebnisse dieser Institute beziehen sich grundsatzlich nicht auf
einzelne Kammerbe-zirke. Vielmehr differenzieren die Institute zwischen West- und
Ostdeutschland. Die auf Ostdeutschland bezogenen Erkenntnisse des Soldan-
Instituts und des Instituts flr Freie Berufe durften daher auch fur das Land
Brandenburg Geltung beanspru-chen.

Hinsichtlich der Umsatz- und Einkommensentwicklung der Rechtsanwalte in Bran-
denburg wird daher auf eine Erhebung des Instituts fur Freie Berufe flr den Zeitraum
von 1996 bis 2006, veroffentlicht in den BRAK-Mitteilungen 2009, Seite 254 ff.
(beigeflgt als Anlage A6), sowie auf eine weitere Publikation dieses Instituts zur
Berufs- und Einkommenssituation von angestellten und frei mitarbeitenden Rechts-
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anwalten fur den Zeitraum von 1998 bis 2006, veroffentlicht in den BRAK-Mittei-
lungen 2010, Seite 2 ff. (beigeflgt als Anlage A7), Bezug genommen.

Hinsichtlich der Kostenstrukturen wird auf eine Verodffentlichung des Instituts der
Freien Berufe zur Praxis der Vergutungsvereinbarung deutscher Rechtsanwaltinnen
und Rechtsanwalte, verdffentlicht in den BRAK-Mitteilungen 2009, Seite 223 ff. (bei-
gefugt als Anlage A8), verwiesen. Unter Gliederungspunkt VI dieser Veroffentlichung,
Seite 226, wird unter anderem auch darauf hingewiesen, dass ,die Kostenquoten

in den neuen Bundeslandern besonders hoch liegen. Kanzleien in diesen Landern
haben Uberdurchschnittlich haufig eine Kostenquote von mehr als 60 %.“

Frage 21:

Wie viele sozialversicherungspflichtige Beschaftigte und Referendare waren mit
Stand vom 31. Dezember 2010 in Rechtsanwaltskanzleien im Land Brandenburg
tatig?

zu Frage 21:

Die Rechtsanwaltskammer des Landes Brandenburg verfigt dazu Uber keine sta-
tistisch validen Erkenntnisse. Es besteht gegenuber der Rechtsanwaltskammer keine
Berichtspflicht der einzelnen Rechtsanwaltinnen und Rechtsanwalte zu Zahl, Art und
Inhalt sozialversicherungspflichtiger Beschaftigungsverhaltnisse.

Es ist lediglich die Zahl der regelmaRig sozialversicherungspflichtigen Ausbildungs-
verhaltnisse bekannt. Im ersten Ausbildungsjahr bestanden 105 Beschaftigungsver-
haltnisse, im zweiten Lehrjahr bestanden weitere 81 Beschaftigungsverhaltnisse und
im dritten Ausbildungsjahr bestanden weitere 92 Ausbildungsverhaltnisse.

Zur Entwicklung der Strukturen der Beschaftigungszahlen in Rechtsanwaltskanzleien
wird auf eine Veroffentlichung des Instituts fur Freie Berufe verwiesen, die in den
BRAK-Mitteilungen 2010, Seite 158 ff. (beigeflgt als Anlage A9), veroffentlicht wurde
und die auch Angaben zur durchschnittlich ermittelten Anzahl der Beschaftigten in
Rechtsanwaltssozietaten enthalt.

Frage 22:

Wie viele Rechtsanwalte im Land Brandenburg haben in den vergangenen zehn
Jahren Insolvenz angemeldet?

zu Frage 22:
In den vergangenen zehn Jahren haben nach der im Amt fur Statistik Berlin-Branden-
burg gefihrten Insolvenzstatistik insgesamt zehn Rechtsanwaltskanzleien Insolvenz
angemeldet.

Frage 23:

Ist eine Auswirkung der Finanzmarktkrise auf die Anzahl der angemeldeten Insolven-
zen der Rechtsanwalte festzustellen?
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zu Frage 23:

Die geringe Zahl von Insolvenzen lasst die Aussage zu, dass keine Auswirkungen
der Finanzmarktkrise feststellbar sind.

Auch die Rechtsanwaltskammer hat keine Auswirkungen der Finanzmarktkrise auf
die Anzahl der angemeldeten Insolvenzen der Rechtsanwalte feststellen konnen. So
sei die Uberschaubare Zahl von Insolvenzen in den Jahren vor und nach 2008 nicht
signifikant angestiegen. Die Insolvenzgriunde seien nicht auf geschaftstypische Vor-
falle im Kontext der Bankenkrise zuriuckzufihren (wie der Verlust von wertpapier-
gebundenen Werten oder Fondsanteilen), sondern auf Ubliche kaufmannische Risi-
ken wie fehlende Solvenz der Mandantschaft oder zurlickgehende Attraktivitat des
jeweiligen Geschaftsmodells.

Frage 24:

Wie steht die Landesregierung zu einer linearen Anpassung der Rechtsanwaltsge-
bdhren nach dem Rechtsanwaltsvergutungsgesetz (RVG)?

zu Frage 24:

Die letzte lineare Anpassung der Rechtsanwaltsgebihren ist zum 1. Juli 1994 erfolgt.
Durch das Entfallen des Ost-Abschlages erfolgte zuletzt am 1. Juli 2004 eine
strukturelle Anpassung der Rechtsanwaltsvergutungen. Im Hinblick auf die allge-
meine Inflation und die berufsspezifischen Kostensteigerungen halt die Rechtsan-
waltskammer Brandenburg eine Geblhrenanpassung fur geboten. Derzeit prift das
Bundesministerium der Justiz, ob die Gebuhren einer Anhebung bedurfen. Das
Ergebnis dieser Prifung wird abzuwarten sein.

Frage 25:

Wie viele Anwalte im Land Brandenburg wurden seit 1999 bei ihrer Qualifizierung
zum Fachanwalt durch die Bundesagentur fur Arbeit gefordert?

zu Frage 25:

Es ist kein Fall der Férderung der Qualifizierung eines Rechtsanwalts zum Fachan-
walt durch die Bundesagentur fur Arbeit bekannt. Falls solche Férderungsmaglich-
keiten bestehen, werden sie nach den Beobachtungen der Rechtsanwaltskammer
durch Rechtsanwalte in Brandenburg nicht in Anspruch genommen.

In Anspruch genommen werden hingegen Existenzgrindungsférderungen der Bun-
desagentur fur Arbeit durch Berufseinsteiger.

Frage 26:
Wie lange dauert im Durchschnitt die Erstattung von Anwaltskosten im Rahmen der

Prozesskostenhilfe bzw. der Beratungshilfe? (Bitte nach Gerichtszweigen und inner-
halb der ordentlichen Gerichtsbarkeit nach Landgerichtsbezirken aufgliedern.)
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zu Frage 26:

Aus der folgenden Tabelle sind die Bearbeitungszeiten in Kalendertagen fur Be-
ratungshilfe, Prozesskostenhilfe und Verfahrenskostenhilfe in der ordentlichen Ge-
richtsbarkeit, aufgeschlisselt nach Landgerichtsbezirken, ersichtlich.

Gerichtsbezirke Beratungshilfe Prozesskostenhilfe | Verfahrenskostenhilfe
LG Potsdam 14 bis 120 2 bis 150 2 bis 150

LG Neuruppin 26 27 43

LG Frankfurt (O.) 27 28 25

LG Cottbus 1 bis 20 7 bis 30 7 bis 30

Erlauternd hat der Prasident des Brandenburgischen Oberlandesgerichts zu den zum
Teil langen Verfahrenslaufzeiten fur Prozess- und Verfahrenskostenhilfe angemerkt,
dass sich dies daraus ergebe, dass die Antrage oft direkt nach Abschluss des
Verfahrens gestellt werden. Zu diesem Zeitpunkt sind jedoch noch abschlielende
Arbeiten der Richter und Geschéaftsstellen vorrangig zu erledigen. Daher kann vom
Eingang bis zur Bearbeitung ein erheblicher Zeitraum vergehen. Die reine Bearbei-
tungszeit durch die Rechtspfleger selbst ist wesentlich kirzer, wird jedoch statistisch
nicht erfasst. Die Bearbeitungszeiten in einzelnen Verfahren konnen, abhangig vom
Zeitpunkt der Antragstellung, stark voneinander abweichen. Daruber hinaus verlan-
gert sich die Bearbeitungszeit, soweit Zwischenverfugungen notwendig sind.

Bei den Verwaltungsgerichten bestehen unterschiedliche Bearbeitungszeiten. Wah-
rend das Verwaltungsgericht Potsdam in der Regel innerhalb einer Woche, in
Ausnahmefallen innerhalb von vier Wochen, Prozesskostenhilfe-Vergutungsfestset-
zungsantrage abschlielRend bearbeitet, betragt bei den Verwaltungsgerichten Cott-
bus und Frankfurt (Oder) die durchschnittliche Bearbeitungsdauer zwei Monate.

FUr die Sozialgerichtsbarkeit verfugt die Landesregierung nicht Uber statistische
Erhebungen zur durchschnittlichen Dauer von Anwaltskostenerstattungen im Rah-
men der Prozesskostenhilfe bzw. der Beratungshilfe. Wahrend die Bearbeitung beim
Landessozialgericht innerhalb weniger Wochen abgeschlossen ist, kommt es bei den
Sozialgerichten leider zu teilweise erheblichen Verzogerungen. Dort erfolgt insbeson-
dere in Verfahren, in denen ein Rechtsmittel eingelegt wurde, zur Vermeidung
mehrfacher Akteniibersendungen keine sofortige Bearbeitung. Im Ubrigen ist es bei
der Bearbeitung zu Ruckstanden von teilweise mehr als einem Jahr mit wieder
ansteigender Tendenz gekommen. Dies ist aus Dienstaufsichtsbeschwerden betroffe-
ner Rechtsanwalte bekannt.

Bei den brandenburgischen Arbeitsgerichten dauert die Erstattung von
Anwaltskosten im Rahmen der Prozesskostenhilfe bzw. der Beratungshilfe ein bis
zwei Wochen. Lediglich bei dem Arbeitsgericht Eberswalde liegt die Bearbeitungszeit
infolge perso-neller Engpasse voruibergehend bei sechs bis acht Wochen.

Das Finanzgericht Berlin-Brandenburg erstattet Anwaltskosten im Rahmen der Pro-
zesskostenhilfe nach durchschnittlich 16 Kalendertagen ab Eingang des Erstattungs-
antrages.
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lll. Berufsausiibung
Frage 27:

Wie beurteilt die Landesregierung die Auswirkungen des im Juli 2008 in Kraft getrete-
nen Rechtsdienstleistungsgesetzes auf die Rechtsanwaltschaft?

zu Frage 27:

Der Landesregierung liegen statistisch verwertbare Erkenntnisse zu den Auswirkun-
gen auf die Rechtsanwaltschaft nicht vor.

Ein mengenmalig erheblicher Einbruch in etablierte Beratungsfelder der Anwalt-
schaft durch sonstige Berufstrager, die im Rahmen einer generellen Nebentatig-
keitsgestattung nach § 5 RDG rechtsberatend auftraten, konnte nicht festgestellt
werden. Auch die weiteren Beratungsmaoglichkeiten im Sinne von §§ 6 bis 8 RDG
sind in groRerem als dem bis dahin Gblichem Umfang nicht aufgetreten.

Einige wenige, mengenmallig kaum ins Gewicht fallende Verstolle gegen das
Rechtsdienstleistungsgesetz werden nach Mitteilung der Rechtsanwaltskammer ent-
weder durch die Mitglieder der Anwaltschaft selbst oder durch die Anwaltskammer
einer wettbewerbsrechtlichen Uberpriifung zugeleitet.

Frage 28:

Sieht die Landesregierung Anderungsbedarf hinsichtlich gesetzlicher Vorschriften,
welche eine Prozessvertretung durch Rechtsanwaltinnen und Rechtsanwalte vorse-
hen bzw. bislang nicht vorsehen?

zu Frage 28:
Die Landesregierung sieht keinen derartigen Anderungsbedarf.
Frage 29:

Wie beurteilt die Landesregierung die neuerdings zulassige Mdglichkeit, eine erfolgs-
abhangige Vergitung (sog. ,Erfolgshonorar®) zu vereinbaren?

zu Frage 29:

Die vom Bundesgesetzgeber normierte Moglichkeit, sogenannte Erfolgshonorare zu
vereinbaren, setzt die verfassungsrechtlichen Vorgaben der Entscheidung des Bun-
desverfassungsgerichts vom 12. Dezember 2006 (1 BvR 2576/04) um.

Die Landesregierung beflrwortet die Moglichkeit, dass Rechtsanwalte in begrenzten
Ausnahmefallen mit ihrem Mandanten ein Erfolgshonorar vereinbaren konnen. Die
Vereinbarung eines Erfolgshonorars soll insbesondere dann erfolgen, wenn ohne
eine solche Vereinbarung der rechtsuchende Burger davon abgehalten wird, sein
Recht zu verfolgen. Daher begrif3t die Landesregierung, dass der Bundesgesetz-
geber an dem fur Rechtsanwalte, Patentanwalte sowie Rentenberater und weitere



15

Erlaubnisinhaber geltenden berufsrechtlichen Verbot, ein Erfolgshonorar zu vereinba-
ren, grundsatzlich festgehalten hat und nur die Ausnahmen und Voraussetzungen,
unter denen eine Vereinbarung erlaubt ist, konkret geregelt hat.

Die Rechtsanwaltskammer des Landes Brandenburg hat in diesem Zusammenhang
auf eine Publikation des Soldan-Institutes aus dem Jahr 2009 hingewiesen, die als
Anlage A10 auszugsweise beigefugt ist.

Frage 30:

Inwieweit wird nach Kenntnis der Landesregierung von der Moglichkeit Gebrauch
gemacht, eine erfolgsabhangige Vergltung (sog. ,Erfolgshonorar®) zu vereinbaren? —
Wie ist die Akzeptanz bei Rechtsanwalten und bei rechtsuchenden Burgern?

zu Frage 30:

Der Landesregierung liegen zu der Frage der Akzeptanz von Erfolgshonoraren bei
Rechtsanwalten und Burgern keine Erkenntnisse vor. Das Erfolgshonorar darf nur
unter bestimmten Umstanden fur den Einzelfall und fur einzelne Rechtsangelegen-
heiten mit Mandanten schriftlich vereinbart werden. Diese Umstande ergeben sich
aus besonderen tatsachlichen oder rechtlichen Gegebenheiten der Angelegenheit
selbst, aus personlichen Umstanden des Mandanten sowie den kalkulatorischen
Grundlagen des Rechtsanwalts. Diese Umstande sind jedoch nicht prozessrelevant
und werden daher im Einzelnen statistisch nicht erfasst.

Frage 31:

Sieht die Landesregierung bezuglich der Mdglichkeit der erfolgsabhangigen Vergu-
tung (sog. ,Erfolgshonorar) noch Verbesserungsmoglichkeiten und, wenn ja, wel-
che?

zu Frage 31:

Aus Sicht der Landesregierung sind die verfassungsrechtlichen Vorgaben der Ent-
scheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 12. Dezember 2006 (1 BvR
2576/04) ausgeschopft.

Frage 32:

Was sind nach Einschatzung der Landesregierung aktuelle Probleme im Zusammen-
hang mit Werbung durch Rechtsanwalte (§ 43b BRAO), und sieht sie diesbezlglich
gesetzgeberischen Handlungsbedarf?

zu Frage 32:

Aktuelle Probleme im Zusammenhang mit Werbung durch Rechtsanwaltinnen und
Rechtsanwalte sind weder an die Landesregierung herangetragen worden, noch sind
solche durch die Rechtsanwaltskammer berichtet worden. Gesetzgeberischer Hand-
lungsbedarf wird - auch seitens der Rechtsanwaltskammer - nicht gesehen.
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Frage 33:

Wie beurteilt die Landesregierung die Einrichtung der Schlichtungsstelle der Rechts-
anwaltschaft nach § 191f BRAO?

zu Frage 33:

Die Landesregierung begruft die Einrichtung der Schlichtungsstelle bei der Bundes-
rechtsanwaltskammer und die damit verbundene Forderung der aufdergerichtlichen
Streitschlichtung.

Frage 34

Halt die Landesregierung die Mindestversicherungssummen der Berufshaftpflicht-
versicherung gemal’ § 51 BRAO fur ausreichend?

zu Frage 34:
Ja.
Frage 35:

Halt die Landesregierung das geltende Disziplinarrecht fur Rechtsanwalte fur ausrei-
chend?

zu Frage 35:
Ja.
Frage 36:

Wie viele anwaltsgerichtliche Verfahren gab es im Zeitraum 1999 bis 2010, welche
anwaltsgerichtlichen Mal3nahmen wurden in diesen verhangt?

zu Frage 36:
Auf die als Anlage A11 beigefugte Statistik wird Bezug genommen.
Frage 37:

Wie viele strafrechtliche Ermittlungsverfahren gegen Rechtsanwalte gab es im glei-
chen Zeitraum im Zusammenhang mit ihrer beruflichen Tatigkeit?

zu Frage 37:
Die Anzahl der strafrechtlichen Ermittlungsverfahren gegen Rechtsanwaltinnen und

Rechtsanwalte im Zusammenhang mit ihrer beruflichen Tatigkeit wird bei den Staats-
anwaltschaften statistisch nicht erhoben
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IV. Anwaltsversorgung
Frage 38:

Wie viele Mitglieder hat das Anwaltsversorgungswerk im Land Brandenburg? (Bitte
aufschlusseln nach Jahren seit 1999.)

zu Frage 38:

Nach Mitteilung des Versorgungswerks der Rechtsanwalte in Brandenburg war der
Stand der Mitglieder per

31. Dezember 1999 = 927,
31. Dezember 2000 = 1.057,
31. Dezember 2001 = 1.153,
31. Dezember 2002 = 1.208,
31. Dezember 2003 = 1.287,
31. Dezember 2004 = 1.392,
31. Dezember 2005 = 1.490,
31. Dezember 2006 = 1.553,
31. Dezember 2007 = 1.623,
31. Dezember 2008 = 1.677,
31. Dezember 2009 = 1.718,
31. Dezember 2010 = 1.764.

Frage 39:
Wie war jeweils das Verhaltnis von Selbstandigen zu Angestellten?
zu Frage 39:

Dazu liegen dem Versorgungswerk keine Daten vor, weil es auf den arbeitsrechtli-
chen Status der Mitglieder des Versorgungswerkes nicht ankommt.

Frage 40:

Wie viele der im Land Brandenburg zugelassenen Rechtsanwalte sind nicht Mitglied
im Anwaltsversorgungswerk im Land Brandenburg und haben ihre Mitgliedschaft in
einem anderen Versorgungswerk aufrechterhalten?

zu Frage 40:

Zum 31. Dezember 2010 waren im Land Brandenburg 2.315 Rechtsanwalte zuge-
lassen. Bei einem Mitgliederbestand von 1.764 Rechtsanwalten im Versorgungswerk
am 31. Dezember 2010 waren 551 Rechtsanwalte nicht Mitglied des Versorgungs-
werkes.
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Frage 41:

In welchen Anwaltsversorgungswerken halten diese Rechtsanwalte ihre Mitglied-
schaft aufrecht?

zu Frage 41:
Hierzu liegen dem Versorgungswerk keine Erkenntnisse vor.
Frage 42:

Wie hat sich die HOhe der Beitrage im Anwaltsversorgungswerk Brandenburg in den
vergangenen zehn Jahren entwickelt?

zu Frage 42:

Nach § 33 Abs. 1 und 2 der Satzung des Versorgungswerkes entwickelt sich die
Hohe der Beitrage entsprechend der Beitragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen
Rentenversicherung (Ost) und des Beitragssatzes der gesetzlichen Rentenversiche-
rung wie folgt:

Jahr Beitragsb(eéTJesfhljlggz?)renze Ost Beitragssatz (%) Regelp(flgcl:Jhé-)Beitrag
2001 3.732,43 19,1 712,89
2002 3.750,00 19,1 716,25
2003 4.250,00 19,5 828,75
2004 4.350,00 19,5 848,25
2005 4.400,00 19,5 858,00
2006 4.400,00 19,5 858,00
2007 4.550,00 19,9 905,45
2008 4.500,00 19,9 895,50
2009 4.550,00 19,9 905,45
2010 4.650,00 19,9 925,35
2011 4.800,00 19,9 955,20
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Die Hohe des gesamten Beitragsaufkommens (einschlieBlich Nachversicherung und
Uberleitung) hat sich wie folgt entwickelt:

1999 = 7.704 TDM,
2000 = 8.314 TDM,
2001 = 8.935TDM,
2002 = 4115 TE,
2003 = 5.475TE,
2004 = 6.364 T &£,
2005 = 6.768TE,
2006 = 8.044 T £,
2007 = 8.435TE,
2008 = 8.775TE,
2009 = 8.389TE,
2010 = 9.205TE.

Frage 43:

Wie hoch ist das Volumen der gegenwartig erworbenen Anwartschaften und wie
hoch ist das Volumen der gegenwartig ausgezahlten Leistungen?

zu Frage 43:

Das Volumen der per 31. Dezember 2009 erworbenen Anwartschaften betragt rund
10,5 Millionen €.

Im Jahr 2010 sind Leistungen an Rentner/Hinterbliebene in Hohe von 75.785,75 €
ausgezahlt worden. In den Monaten Januar und Februar 2011 wurden jeweils Zah-
lungen an Rentner/Hinterbliebene in Hohe von 6.172,93 € erbracht.

Frage 44

Wie viele Versorgungsempfanger erhalten Leistungen aus dem Versorgungswerk,
wie viele waren es 19997

zu Frage 44:

Im Jahr 2010 erhielten 13 Versorgungsempfanger Leistungen aus dem Versorgungs-
werk, namlich 1 Altersrentner, 3 Berufsunfahigkeitsrentner, 7 Witwen und 2 Halb-
waisen. Im Januar und Februar 2011 waren es jeweils 12 Versorgungsempfanger,
namlich 1 Altersrentner, 2 Berufsunfahigkeitsrentner, 7 Witwen und 2 Halbwaisen.

Im Jahr 1999 gab es keine Versorgungsempfanger.

Frage 45:

Wie hoch sind die durchschnittlichen Leistungen an die Versorgungsempfanger?

zu Frage 45:

Die durchschnittlichen Leistungen an die Versorgungsempfanger sind nicht beziffer-
bar, da das Versorgungswerk - wie unter Ziffer 44 dargestellt - nur einen Altersrentner
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und zwei Berufsunfahigkeitsrentner hat und ein Durchschnitt untereinander sowie mit
den anderweitig Berechtigten, Witwen und Halbwaisen nicht gebildet werden kann
bzw. zu einem verfalschten Ergebnis hinsichtlich der Leistungshohe an den einzel-
nen Leistungsempfanger fuhren wirde.

Frage 46:

Wie stellen sich diese Leistungen im Vergleich zu den anderen Versorgungswerken
der Rechtsanwalte dar?

zu Frage 46:

Die Versorgungswerke sind nicht vergleichbar. So sind Versorgungswerke zum Teil
deutlich alter als das Versorgungswerk der Rechtsanwalte in Brandenburg; sie haben
bereits seit einem erheblich langeren Zeitraum Beitrage vereinnahmt und/oder befin-
den sich bereits in einer umfassenden Leistungsphase. Die Versorgungswerke arbei-
ten zum Teil mit unterschiedlichen Finanzierungssystemen, wie etwa mit dem Kapital-
deckungsverfahren oder, wie das Versorgungswerk der Rechtsanwalte in Branden-
burg, mit dem offenen Deckungsplanverfahren.

Frage 47:
Wie stellt sich die Vermdgenslage des Anwaltsversorgungswerkes dar?
zu Frage 47:

Als berufsstandische Versorgungseinrichtung unter Landesaufsicht ist das Versor-
gungswerk der Rechtsanwalte - ahnlich den Anforderungen, die an Lebensversiche-
rungsgesellschaften gerichtet werden - dazu verpflichtet, seine Rentenverpflichtun-
gen nach Vorgabe der Anlageverordnung und des dazu ergangenen Rundschreibens
der Bundesanstalt fur Finanzdienstleistungsaufsicht mit geeigneten Kapitalanlagen
abzusichern.

Die Vermogenslage des Versorgungswerkes der Rechtsanwalte in Brandenburg ist
ausweislich des letzten festgestellten Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2009
wie folgt strukturiert:

Investmentanteile = 22,7 Millionen €,
Inhaberschuldverschreibungen = 31,3 Millionen €,
Schuldverschreibungen: = 7,5 Millionen €,
Schuldscheinforderungen: = 8,5 Millionen €,
Bankenguthaben: = 8,5 Millionen €.

Zusatzlich bestanden antizipative (im Jahr 2010 zugeflossene) Zinsforderungen aus
den Wertpapieren in Hohe von rund 1 Million €. Diese Anlagen mit einem Gesamt-
wert von 79,5 Millionen € besichern insbesondere die im letzten Jahresabschluss auf
Basis versicherungsmathematischer Berechnungen gebildete Deckungsruckstellung
von 73,5 Millionen €, die den Zeitwert der derzeitigen Versorgungszusagen des Ver-
sorgungswerkes der Rechtsanwalte bilanziell abbildet. Die dartber hinaus vorhande-
nen Aktivwerte sollen zum einen der Dynamisierung zuklnftiger Renten und zum
anderen als Sicherheit fur den Fall groRerer Kapitalmarktschwankungen dienen.
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Das Vermogen des Versorgungswerkes belauft sich per 31. Dezember 2010, vorbe-
haltlich des festzustellenden Jahresabschlusses 2010, auf rund 87,8 Millionen €.

Frage 48:

Hat die Finanzmarktkrise Auswirkungen auf das Versorgungswerk der Rechtsan-
waltskammer Brandenburg und, wenn ja, welche?

zu Frage 48:

Aufgrund des Ubergewichts festverzinslicher Wertpapiere und Schuldscheinforderun-
gen sowie der Begrenzung des Aktienanteils innerhalb der Kapitalanlagen des Ver-
sorgungswerkes konnten Buchverluste im Zuge der Finanzmarktkrise 2008 weit-
gehend vermieden werden. Abschreibungen und Abgangsverluste beliefen sich auf
insgesamt rund 1 Million € und valutierten damit unter den in dem Wirtschaftsjahr
2008 erzielten Kapitalertragen von rund 2,6 Millionen €. Gleichwonhl ist das Versor-
gungswerk aufgrund des Prinzips der Kapitaldeckung naturgemaf von den Entwick-
lungen der internationalen Kapitalmarkte beeinflusst, auch wenn es im Rahmen sei-
ner Anlagestrategie Sicherheitsaspekte besonders beachtet.

Frage 49:

Sind die Satzungen des Versorgungswerkes und die Wahlordnungen rechtmaRig,
wenn nein, aus welchen Grinden?

zu Frage 49:

Die Rechtmaligkeit und Rechtswirksamkeit der Satzung und der Wahlordnung des
Versorgungswerkes der Rechtsanwalte ist in der Vergangenheit von einzelnen Mit-
gliedern des Versorgungswerkes bestritten worden. Dies ist Gegenstand verschiede-
ner gerichtlicher Auseinandersetzungen zwischen dem Versorgungswerk und diesen
Mitgliedern. Der Ausgang der Gerichtsverfahren bleibt abzuwarten. Die Landesregie-
rung hat hierzu bisher die Auffassung vertreten, dass trotz fehlerbehafteter Wahlen
zu der im Jahr 2006 gebildeten Vertreterversammlung des Versorgungswerkes von
einer wirksamen Satzung und Wahlordnung des Versorgungswerkes der Rechtsan-
walte auszugehen ist und auch die Frage der RechtmaRigkeit von Satzung und
Wahlordnung weder den Bestand noch die Handlungsfahigkeit des Versorgungs-
werkes der Rechtsanwalte an sich infrage stellt. Diese Auffassung ist erstinstanzlich
durch zwei Urteile des Verwaltungsgerichts Potsdam vom 25. Januar 2011 bestatigt
worden.

Frage 50:

Wer hatte den Vorsitz bei den jeweiligen Vertreterversammlungen?

zu Frage 50:

Den Vorsitz bei den Vertreterversammlungen hatte bis zum 16. Juli 2008 Herr

Rechtsanwalt Ralf Holzschuher. Seit dem 16. Juli 2008 ist Vorsitzender der Vertreter-
versammlung Herr Rechtsanwalt Andreas Lau.
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Frage 51:
Seit wann sind der Landesregierung etwaige RechtsverstoRe bekannt?
zu Frage 51:

Mit Urteil des Verwaltungsgerichts Potsdam vom 19. August 2010 sind die Wahlen
zur Vertreterversammlung des Versorgungswerkes im Jahr 2006 flr unwirksam
erklart worden, weil zum Zeitpunkt der Wahl kein im Sinne der Wahlordnung gultiger
Wahlvorschlag vorgelegen hat. Die schriftlichen Urteilsgriinde lagen am 29. Septem-
ber 2010 vor.

Frage 52:
Welche MalRnahmen hat die Rechtsaufsicht ergriffen?
zu Frage 52:

Nachdem die schriftlichen Urteilsgrinde am 29. September 2010 vorlagen, sind auf
Veranlassung des Ministeriums der Justiz die daraus resultierenden Fragen und
MaRnahmen mit dem Vorstand und dem Wahlvorstand des Versorgungswerkes der
Rechtsanwalte wiederholt erdrtert worden. Erganzend und daruber hinaus nimmt das
Versorgungswerk der Rechtsanwalte externe juristische Beratungsdienstleistungen
besonders versierter Gutachter in Anspruch.

Frage 53:
Gab und gibt es Abstimmungen zwischen der Fach- und der Dienstaufsicht?
zu Frage 53:

Die Fragestellung suggeriert, dass der Landesregierung die Dienstaufsicht Gber das
Versorgungswerk der Rechtsanwalte zusteht. Die Landesregierung ubt jedoch ledig-
lich die Rechtsaufsicht durch das Ministerium der Justiz und die Fachaufsicht (Ver-
sicherungsaufsicht) durch das Ministerium fur Wirtschaft und Europaangelegenheiten
aus. Ein Informationsaustausch zwischen den mit der Rechts- und Fachaufsicht be-
trauten Ressorts findet statt.

Frage 54:

Wurde der Vorstand des Versorgungswerkes rechtmallig gewahlt bzw. bestellt, wenn
nein, welches Organ handelt zurzeit fir das Versorgungswerk und welche
Befugnisse und Aufgaben hat dieses?

zu Frage 54:

Die Frage ist Gegenstand mehrerer gerichtlicher Auseinandersetzungen, deren Aus-
gang abzuwarten bleibt. In einem gegen das Versorgungswerk der Rechtsanwalte
gefuhrten Rechtsstreit hat das Verwaltungsgericht Potsdam rechtskraftig festgestellt,
dass die Wahlen zur Vertreterversammlung im Jahr 2006 unwirksam sind. Die Wie-
derholung dieser Wahl wird derzeit durch den Wahlausschuss vorbereitet.
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Die Unwirksamkeit der Wahl fuhrt nach Auffassung der Landesregierung jedoch nicht
zur Handlungsunfahigkeit der Vertreterversammlung und des Vorstandes des Versor-
gungswerkes. Diese Rechtsauffassung wird durch drei noch nicht rechtskraftige Ur-
teile des Verwaltungsgerichts Potsdam untermauert. Das Verwaltungsgericht Pots-
dam hat entschieden, dass sich die fehlerbehaftete Wahl der Vertreterversammlung
nicht auf die Bestandskraft der vom Versorgungswerk erlassenen Beitragsbescheide
auswirkt, und hat damit zugleich die Funktionsfahigkeit des Versorgungswerkes nicht
in Zweifel gezogen. Im Ubrigen wird auf die Antwort zu Frage 49 verwiesen.

V. Ausbildung und Berufsaussichten
Frage 55:

Wie beurteilt die Landesregierung die gegenwartigen Méglichkeiten der Ubernahme
von Absolventen der zweiten juristischen Staatsprifung in den Staatsdienst des
Landes Brandenburg?

zu Frage 55:

Eine seridse, konkrete Prognose der gegenwartigen Mdglichkeiten der Ubernahme
von Absolventen der zweiten juristischen Staatsprifung in den Landesdienst ist nicht
mdglich. Einstellungen sind nur mdglich, wenn neben den erforderlichen Finanzmit-
teln auch freie und besetzbare Planstellen vorhanden sind. Diese Voraussetzungen
dirften derzeit und mittelfristig nur sehr eingeschrankt gegeben sein.

Beispielhaft wird auf die Situation im Geschaftsbereich des Ministeriums der Justiz
Bezug genommen. In diesem Geschaftsbereich werden nach dem Beschluss der
Landesregierung zur Personalbedarfsplanung bis zum Jahr 2014 weitere Stellen
einzusparen sein. Dies wird in erheblichem Umfang auch Stellen fur Richter und
Staatsanwalte betreffen, sodass die in diesem Zeitraum durch Altersabgange und
naturliche Fluktuation frei werdenden Stellen vorrangig zur Erfullung der Einsparvor-
gaben und zur Ubernahme der in der Probezeit befindlichen Richter und Staatsan-
walte genutzt werden mussen. Neueinstellungen werden grundsatzlich nur dann
vorgenommen werden kdnnen, wenn die Erreichung der Ziele der Personalbedarfs-
planung absehbar ist.

Neben den haushaltsrechtlichen Rahmenbedingungen wird die Ubernahme von
Absolventen der zweiten juristischen Staatsprifung auch von der Entwicklung der
Absolventenzahlen und von den Berufsaussichten aulerhalb des 6ffentlichen Diens-
tes abhangig sein. Bundesweit ist eine deutliche Erhohung der Zahl der Juristen
festzustellen. Im Jahr 2008 waren nach Angaben des Statistischen Bundesamtes in
Deutschland rund 233.000 Juristen tatig, 23 % mehr als zur Jahrtausendwende. Dem
steht ein bundesweiter Ruckgang der verbeamteten Juristen gegenuber. Seit Mitte
der Neunzigerjahre ist die Anzahl der erfolgreichen Absolventen der zweiten juristi-
schen Staatsprufung von uber 10.000 Absolventen jahrlich auf ein derzeit stabiles
Niveau von gut 8.000 Absolventen jahrlich zurickgegangen. Es lasst sich derzeit
nicht sicher prognostizieren, ob der juristische Arbeitsmarkt auch kinftig durch ein
gewisses Uberangebot von Absolventen gepragt sein wird.
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Frage 56:

Wie viele Absolventen der zweiten juristischen Staatsprufung wurden seit dem Jahr
1999 in den Staatsdienst des Landes Brandenburg Ubernommen, die ihre zweite
juristische Staatsprufung

a) im Land Brandenburg und

b) in einem anderen Bundesland

abgelegt haben?

zu Frage 56:

Der Landesregierung liegen keine statistischen Daten zu den Orten, an denen Juris-
ten, die in den Dienst des Landes Brandenburg Ubernommen wurden, die Zweite
Juristische Staatsprufung abgelegt haben, vor.

Die Landesregierung weist erganzend darauf hin, dass die juristische Ausbildung
nicht darauf ausgerichtet ist, lokalen Einstellungsbedarf durch lokale Ausbildungen zu
decken. Wesentliches Ziel der Juristenausbildung ist es auch, dem Arbeitsmarkt na-
tional und international konkurrenzfahige Absolventen zur Verfigung zu stellen.

Frage 57:

Wie verteilen sich im Land Brandenburg Juristen auf die verschiedenen Tatigkeitsfel-
der Staat (Justiz und o6ffentliche Verwaltung), Rechtsberatung (Kanzleien und Ver-
bande) und Wirtschaft und wie war im Vergleich dazu die Situation in den Jahren
1999 und 19897

zu Frage 57:

Statistische Erhebungen entsprechend den in der Frage vorgenommenen Unterglie-
derungen stehen der Landesregierung nicht zur Verfugung. In Annaherung an die
Fragestellung verweist die Landesregierung darauf, dass zum 30. Juni 2009 in
Brandenburg 1.075 Personen eine R-Besoldung als Richter oder Staatsanwalt erhiel-
ten. Darlber hinaus waren in der 6ffentlichen Verwaltung Brandenburgs am 30. Ju-
ni 2010 weitere 267 sozialversicherungspflichtige Beschaftigte erfasst, die einen
Rechtsberuf ausubten. Nicht bekannt ist allerdings, wie grof® der Anteil der Volljuris-
ten unter den sozialversicherungspflichtigen Beschaftigten des Landes ist, die keinen
ausgewiesenen Rechtsberuf ausuben, und wie hoch der Anteil der Volljuristen unter
den nicht sozialversicherungspflichtigen Beschaftigten, insbesondere den Beamten
des Landes ist.

Nach einer Auskunft der HIS Hochschul-Informations-System GmbH ergreift ca. ein
Drittel der Juristen eine Berufstatigkeit im offentlichen Dienst; insoweit sind Unter-
schiede zwischen Brandenburg und dem restlichen Bundesgebiet nicht feststellbar.

Frage 58:
Wie schatzt die Landesregierung die Zukunftsaussichten von Juristen auf dem

Rechtsberatungsmarkt im Land Brandenburg hinsichtlich ihrer Perspektiven, Ent-
wicklungs- sowie Aufstiegschancen ein?
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zu Frage 58:

Wissenschaftliche Erhebungen zu den Moglichkeiten und Bedingungen des Berufs-
einstiegs von Juristen sind mit erheblichem Aufwand verbunden und werden daher
nur in grol3eren Zeitabstanden erstellt. Der Landesregierung liegt zur Berufssituation
junger Rechtsanwaltinnen und Rechtsanwalte eine im Mai 2006 veroffentlichte empi-
rische Untersuchung des Zulassungsjahrgangs 2003 vor.

Diese Untersuchung hatte im Ergebnis einer bundesweiten Befragung junger Rechts-
anwaltinnen und Rechtsanwalte zum Ergebnis, dass immer mehr Kanzleigrundungen
als Reaktion auf den angespannten Arbeitsmarkt fur Juristen erfolgen. Die Berufs-
chancen junger Juristen weisen zudem regionale Unterschiede auf. In den soge-
nannten ,Anwaltshauptstadten® Berlin, Dusseldorf, Frankfurt am Main, Hamburg,
KdIn, Minchen und Stuttgart bieten sich, was sowohl die Vielfalt der Angebote als
auch die Hohe der erzielbaren Einkommen betrifft, regelmafig die interessanteren
Moglichkeiten. Diese werden auch von Assessoren aus Brandenburg wahrgenom-
men.

Frage 59:

Wie bewertet die Landesregierung das Wirtschaftsverstandnis von Juristen in der
Referendarausbildung, sieht sie diesbezlglich Verbesserungsmdglichkeiten und,
wenn ja, welche?

zu Frage 59:

Die Inhalte der juristischen Ausbildung sind im Wesentlichen durch das Deutsche
Richtergesetz (§§ 5a und 5b DRIiG) vorgegeben. Wirtschaftliches Verstandnis wird im
Studium im Zusammenhang mit dem Wirtschaftsrecht geschult. Die juristischen
Fachbereiche bieten darlber hinaus zusatzliche Lehrveranstaltungen zu wirtschaft-
lichen Themen sowie wirtschaftsbezogene Schwerpunktbereiche an. Auch haben
Referendare die Mdglichkeit, die Wabhlstation in der Wirtschaft, namentlich bei einem
Unternehmen, abzuleisten (§ 21 Abs. 1 Nr. 5 BbgJAO). Die Landesregierung ist
daher der Auffassung, dass wahrend der Referendarausbildung Interessierten ge-
nugend Moglichkeiten angeboten werden, ihr wirtschaftliches Verstandnis im ge-
wulnschten Malde auszupragen.

Frage 60:
Welchen Veranderungsbedarf sieht die Landesregierung bei der Juristenausbildung?
zu Frage 60:

Mit der Juristenausbildungsreform 2002/2003 ist der Inhalt der Ausbildung mit Rick-
sicht auf die Anforderungen, denen junge Juristen heute gentigen mussen, reformiert
worden. Nach den Feststellungen der Landesregierung ist die derzeitige Juristenaus-
bildung gut geeignet, ihren Absolventen die erforderlichen Kenntnisse und Fahig-
keiten zu vermitteln, um im juristischen Berufsleben erfolgreich bestehen zu kdénnen.
Auch im internationalen Vergleich genie3en Absolventen der deutschen Juristenaus-
bildung einen hervorragenden Ruf.



26

Die augenblickliche Diskussion weiterer Formen der Juristenausbildung ist we-
sentlich durch den sogenannten Bologna-Prozess (Einflhrung einer zweistufigen
Bachelor-Master-Struktur in der akademischen Ausbildung) gepragt. Ob und inwie-
weit Anlass zu Anpassungen oder Veranderungen der Juristenausbildung besteht,
wird derzeit durch eine Arbeitsgruppe der Konferenz der Justizministerinnen und
Justizminister untersucht. Brandenburg wirkt, vertreten durch das Gemeinsame Juris-
tische Priufungsamt der Lander Berlin und Brandenburg, an der Erstellung des Aus-
schussberichts mafigeblich mit. Nach Fertigstellung und Vorlage des Berichts zur
nachsten Konferenz der Justizministerinnen und Justizminister im Mai 2011 wird zu
entscheiden sein, ob und in welchem Umfang Anpassungen des bestehenden
Systems der Juristenausbildung angezeigt sind.

Frage 61:

Wie hoch ist der prozentuale Anteil der erfolgreichen Absolventen des 1. und
2. Staatsexamens in Hinblick auf die gesamte Anzahl der Prufungsteilnehmer in
Brandenburg? (Bitte auflisten nach Jahren von 1999 bis 2010.)

zu Frage 61:

Die Landesregierung verweist zur Beantwortung dieser Frage auf die nachfolgenden

durch das Gemeinsame Juristische Priifungsamt zur Verfligung gestellten Uber-
sichten.

Jahr Zweite juristische Staatsprifung Erste juristische Staatsprifung *)
Gepriifte Kandidaten Bestanden % Gepriifte Kandidaten Bestanden %
1999 328 279 85,1 403 271 67,3
2000 383 325 84,9 421 287 68,2
2001 355 288 81,1 447 296 66,2
2002 356 301 84,6 415 234 56,4
2003 296 247 83,4 333 217 65,2
2004 302 230 76,2 369 255 69,1
2005 269 212 78,8 385 250 64,9
2006 282 207 734 377 237 62,9
2007 268 189 70,5 460 268 58,3
2008 244 193 79,1 211 115 54,5
2009 294 240 81,6 A A A
2010 293 240 81,9 A A A
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Jahr Staatliche Pflichtfachpriifung**) Erste juristische Priifung***)
Gepriifte Kandidaten Bestanden %

2007 34 27 79,4 25

2008 172 139 80,8 104

2009 231 167 72,3 164

2010 259 180 69,5 187

*) LAltes Recht* nach BbgJAG vom 24. Dezember 1992 und BbgJAO vom 13. April 1995
**) ,Neues Recht* nach BbgJAG vom 4. Juni 2003 und BbgJAO vom 6. August 2003
***) Die erste juristische Prifung setzt sich zusammen aus den Zeugnissen tber

- die bestandene universitéare Schwerpunktbereichsprifung und

- die bestandene staatliche Pflichtfachprifung (§ 8 BbgJAO)

Frage 62:

Wie bewertet die Landesregierung die Tatigkeit des Gemeinsamen Justizprifungs-
amtes?

zu Frage 62:

Das Gemeinsame Juristische Priufungsamt ist fur alle Grundsatzfragen der Juristen-
ausbildung und der Ausbildung in den anderen juristischen Berufen, fur die juristi-
schen Staatsprifungen in den Landern Berlin und Brandenburg und flr die Fortbil-
dung der Richterinnen und Richter, Staatsanwaltinnen und Staatsanwalte zustandig.

Die Landesregierung bewertet die Tatigkeit des Gemeinsamen Juristischen Pri-
fungsamtes der Lander Berlin und Brandenburg uneingeschrankt positiv.

Frage 63:

Wie viele Absolventen des 1. Staatsexamens haben ihre Referendarausbildung in
Brandenburg begonnen oder erfolgreich durchgefuhrt? (Bitte auflisten nach Jahren
von 1999 bis 2010.)

zu Frage 63:

Die Landesregierung verweist zur Beantwortung dieser Frage auf die nachfolgende
durch das Gemeinsame Juristische Prufungsamt zur Verfugung gestellte Ubersicht.
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Jahr Referendareinstellungen davon 1. Examen in Brandenburger Absolventen der ersten
Brandenburg juristischen (Staats-)Prifung
1999 318 159 271
2000 299 200 287
2001 275 172 296
2002 247 128 234
2003 179 95 217
2004 226 134 255
2005 212 121 250
2006 202 26%/148** 237
2007 242 1*/204** 293
2008 163 3*/120** 219
2009 144 1*/96** 164
2010 131 70** 187

Bei den aus obiger Tabelle fiir die Jahre 2006 bis 2010 ersichtlichen Zahlen handelt es sich um Referendare, die
die erste juristische Staatsprifung vor dem juristischen Priufungsamt Brandenburgs abgelegt haben (*),
andererseits um Absolventen, die durch das Gemeinsame Juristische Prifungsamt der Lander Berlin und
Brandenburg gepriift wurden (**).

Frage 64:

Wie hoch ist der prozentuale Anteil der erfolgreichen Absolventen des 2. Staats-
examens, die in Brandenburg in den Staatsdienst aufgenommen bzw. als Rechtsan-
walte zugelassen worden sind, im Hinblick auf die Gesamtanzahl der erfolgreichen
Prifungsteilnehmer des Gemeinsamen Justizprifungsamtes?

zu Frage 64:

Statistische Erhebungen Uber den weiteren beruflichen Werdegang erfolgreicher
Absolventen der zweiten juristischen Staatsprufung liegen der Landesregierung nicht
VOr.

VI. Verschiedenes

Frage 65:

Wurden von der Landesregierung seit 2009 Auftrage an Rechtsanwalte vergeben?
(Wenn ja, bitte auflisten nach Ministerien, Zeitpunkt, Art des Auftrages und Hohe des
Honorars.)

zu Frage 65:

Zur Beantwortung dieser Frage wird auf die Antwort der Landesregierung auf die
Kleine Anfrage Nr. 914, Landtagsdrucksache 5/2610, Bezug genommen.
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Frage 66:

Wie viele Juristen sind seit 1999 im Land Brandenburg aus dem Staatsdienst ausge-
schieden und wurden als Rechtsanwalte tatig? (Bitte auflisten nach Jahren.)

zu Frage 66:

Statistische Erhebungen Uber den weiteren beruflichen Werdegang von aus dem
Dienst des Landes Brandenburg ausgeschiedenen Juristen liegen der Landesregie-
rung nicht vor.

Frage 67:

Wie viele Rechtsanwaélte wechselten seit 1999 in den Staatsdienst des Landes Bran-
denburg? (Bitte auflisten nach Jahren.)

zu Frage 67:
Statistische Angaben zur jahrlichen Zahl der Rechtsanwalte, die seit 1999 in den

Staatsdienst des Landes Brandenburg wechselten, werden durch die Landesregie-
rung nicht erhoben.



















































































































































	Nach Mitteilung des Versorgungswerks der Rechtsanwälte in Brandenburg war der Stand der Mitglieder per
		31. Dezember 1999   =      927,
		31. Dezember 2000   =   1.057,
		31. Dezember 2001   =   1.153,
		31. Dezember 2002   =   1.208,
		31. Dezember 2003   =   1.287,
		31. Dezember 2004   =   1.392,
		31. Dezember 2005   =   1.490,
		31. Dezember 2006   =   1.553,
		31. Dezember 2007   =   1.623,
		31. Dezember 2008   =   1.677,
		31. Dezember 2009   =   1.718,
		31. Dezember 2010   =   1.764.
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